ÜBEREINKOMMEN
abgeschlossen zwischen      , vertreten durch      , als Eigentümer und Veräußerer der nachstehend angeführten Grundstücksteile einerseits sowie der Gemeinde _________ als Erwerber andererseits:
1. Gegen die geplante Radweganlage wird seitens des Grundeigentümers kein Einwand erhoben. Der Grundeigentümer veräußert und übergibt das zur Ausführung des der heutigen Verhandlung zugrundeliegenden Bauvorhabens unbedingt erforderliche Teilstück des ihm gehörenden Grundstückes

GStNr.
Beanspruchungsausmaß
Bewertungsgrundlage
Entschädigung je m² in €

     
      m²


     
€      
in EZ      , KG      /     , im vorstehend angeführten Ausmaß – das genaue Ausmaß der zu übergebenden Teilfläche bis zur Schlussvermessung vorbehalten – an den Erwerber. Die für die Grundinanspruchnahme zu leistende Entschädigung (Vergütung) wird wie vorstehend angeführt einvernehmlich vereinbart. 
Der vorübergehenden Grundinanspruchnahme im Ausmaß von       m² aus Gst. Nr.       wird zugestimmt.
2. Der Erwerber hat die Kosten für die grundbücherliche Durchführung der Einlöse sowie die Kosten der Vermessung und Vermarkung zu tragen.
3. Der Veräußerer übergibt dem Erwerber die vorstehend angeführte Grundstücksfläche lastenfrei ab Rechtskraft des die Straßenbaubewilligung erteilenden Bescheides.
4. Sind die eingelösten Grundstücke belastet, so sind die Entschädigungsbeträge gerichtlich zu hinterlegen, sofern nicht eine Freistellungserklärung beigebracht wird.
5. Auszahlungsmodalitäten:

Die Auszahlung des Entschädigungsbetrages (Vergütung) für die eingelöste Grundfläche wird binnen 6 Wochen nach Vorliegen des Ergebnisses der Schlussvermessung vereinbart. Der aufgrund des Vermessungsergebnisses auszuzahlende Betrag ist ab dem Zeitpunkt von 3 Monaten nach Bescheiderlassung mit 2% zu verzinsen.
6. Die Vereinbarungspartner kommen überein, dass die grundbücherliche Durchführung der gegenständlichen Vereinbarung erst dann erfolgt, wenn die Zahlung des Entschädigungsbetrages erfolgt und die gegebenenfalls anfallende Grunderwerbssteuer beim Finanzamt nachweislich abgeführt worden ist.
7. Gegenständliche Vereinbarung gilt bis zum Vorliegen des Ergebnisses der notwendigen Schlussvermessung und der Bezahlung der sich daraus ergebenden Ausgleichsbeträge als aufschiebend bedingt.

8. Durch diese privatrechtliche Einigung über die Einräumung der erforderlichen Rechte ist nunmehr die Einleitung eines Enteignungsverfahrens nach §§ 61 ff TStG durch den Straßenverwalter nicht mehr notwendig. Die vom Straßenverwalter zu leistende Gegenleistung stellt eine den allgemeinen Vergütungsgrundsätzen gemäß § 65 TStG entsprechende Vergütung dar. Gegenständliches Übereinkommen ersetzt daher auch eine Entscheidung der Behörde über die Vergütung. Im Falle, dass gegenständliche zivilrechtliche Vereinbarung nicht abgeschlossen wird, muss das Land Tirol/ die Landesstraßenverwaltung bei der zuständigen Behörde (Tiroler Landesregierung) das Enteignungsverfahren im Sinne der Bestimmungen des 12. Abschnittes des Tiroler Straßengesetzes (§§ 61 ff) beantragen.
Der Veräußerer:







Für den Erwerber:
     









     
SV-Nr. ………………………….

Bankverbindung  IBAN: ……………………………………………………………….. 
BIC: …………………....................

